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Die Woche im Wirtschaftsrecht

// Im Blickpunkth

Seit 2005 und damit bereits zum sechsten Mal gibt Lettl auch in diesem Jahr einen Rechtsprechungs�berblick zum Wett-

bewerbsrecht in den vergangenen zw�lf Monaten. Aktuelle Rechtsprechung ist neben der UWG-Novelle 2008 auch The-

ma der 26. Heidelberger Wettbewerbstage der WRP, die vom 15.–16.10.2009 im Heidelberger Schloss stattfinden. Das

Online-Anmeldeformular k�nnen Sie unter www.wrp.de abrufen. Gabel, Mitherausgeber des im Fr�hjahr 2010 im Verlag

Recht und Wirtschaft erscheinenden Kommentars zum BDSG, behandelt die in der Neuregelung des § 42a BDSG nor-

mierte Informationspflicht bei unrechtm�ßiger Kenntniserlangung von Daten.

Dr. Martina Koster, Ressortleiterin Wirtschaftsrecht

// Standpunkt /
von Frank Grell, Latham&

Watkins LLP, Hamburg

Eingeschr�nkte Anwendung des
�berschuldungstests verl�ngert
bis 2013

Die durch das FMStG 2008 eingef�hrte Rege-

lung des § 19 Abs. 2 InsO soll um drei Jahre

verl�ngert werden. Damit muss auch weiter-

hin bei positiver Fortf�hrungsprognose trotz

�berschuldung kein Insolvenzantrag gestellt

werden. Ein Auslaufen der Regelung zum

31.12.2010w�rekatastrophal.KarstenSchmidt

hat zutreffend darauf hingewiesen, dass eine

Vielzahl von bilanziell �berschuldeten Unter-

nehmen dann bereits heute, wenigstens aber

im kommenden Jahr einen Insolvenzantrag

stellenm�ssten (ZIP2009,1551,1552).

Der Gesetzgeber sollte aber an dieser Stelle

nicht stehen bleiben. Die vollst�ndige Abkehr

von der �berschuldungspr�fung hin zu einer

reinen Liquidit�tsbetrachtung ist der n�chste

Schritt. Dabei ist allerdings – schon heute –

zu beachten, dass Organe sich auf die Fort-

f�hrungsprognose nur berufen k�nnen,

wenn sie sich der fortbestehenden Liquidit�t

vergewissern. Eine konkrete Liquidit�tspla-

nung f�r den gesamten Prognosezeitraum ist

aber noch keineswegs die Regel – ein Ver-

s�umnis, das Organen die Berufung auf die

Fortf�hrungsprognose zerschlagen kann.

So k�nnten auch Antr�ge wegen drohender

Zahlungsunf�higkeit die urspr�nglich beab-

sichtigte sanierungsf�rdernde Bedeutung er-

langen. Dazu bedarf es aber nochweiterer ge-

setzlicherKorrekturen,damit Insolvenzverfah-

ren als Sanierungschance begriffen werden:

Fragen der Verwalterauswahl, des Konzernin-

solvenzrechts und des Eingriffs in formale Po-

sitionen ohne wirtschaftlichen Wert m�ssen

geregelt werden – mit einemWort: Prozesssi-

cherheit.

Entscheidungen
EuGH: Gl�cksspiel-Monopole im Internet

europarechtskonform

Mit Urteil vom 8.9.2009 – Rs. C-42/07 – hat der

EuGH in einer richtungweisenden Entscheidung

die Zul�ssigkeit von nationalen Beschr�nkungen

bis hin zum Monopol f�r Gl�cksspiel auch im In-

ternet best�tigt. Die damit einhergehende Be-

schr�nkung der Dienstleistungsfreiheit sei we-

gen ihres Ziels der Bek�mpfung von Betrug und

anderen Straftaten gerechtfertigt.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2041-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Frist bei Anfechtungsklagen gegen

Gesellschafterversammlungsbeschl�sse der

GmbH

Mit Beschluss vom 13.7.2009 – II ZR 272/08 – hat

der BGH entschieden: Bei Anfechtungsklagen ge-

gen Beschl�sse der Gesellschafterversammlung

einer GmbH ist – sofern die Satzung keine abwei-

chende Regelung enth�lt – grunds�tzlich die

Monatsfrist des § 246 Abs. 1 AktG einzuhalten.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2009-2041-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Nutzungswertersatz beim R�cktritt

vom Autokaufvertrag

DerBGHhatmitUrteil vom16.9.2009–VIIIZR243/

08 – entschieden, dass auch bei einem Ver-

brauchsg�terkauf dem Verk�ufer im Falle der

R�ckabwicklungdesVertragesnach§ 346BGBein

Anspruch auf Ersatz der Gebrauchsvorteile des

Fahrzeugs w�hrend der Besitzzeit des K�ufers zu-

steht. Das Europ�ische Recht steht einem solchen

Anspruch nicht entgegen. Die Entscheidung des

EuGH vom17.4.2008 – Rs. C-404/06 – bezieht sich

aufdasRechtdesVerbrauchersaufErsatzlieferung,

an dessen Geltendmachung dieser nicht durch

eine Verpflichtung zum Nutzungswertersatz ge-

hindert werden soll, nicht aber auf eine R�ckab-

wicklung des Vertrags, bei der der K�ufer – anders

als bei der Ersatzlieferung – seinerseits den Kauf-

preis nebst Zinsen zur�ckerh�lt. Dies steht auch in

Einklang mit dem Erw�gungsgrund 15 der Ver-

brauchsg�terkauf-RL, der eine Ber�cksichtigung

der Benutzung der vertragswidrigen Ware bei ei-

nerVertragsaufl�sungausdr�cklichgestattet.
(Quelle: PM BGH vom 15.9.2009)

BGH: Zur Berechnung des Handelsvertreter-

ausgleichsanspruchseinesTankstellenhalters

Mit Urteil vom 15.7.2009 – VIII ZR 171/08 – hat

der BGH entschieden:

Zur Berechnung des Handelsvertreterausgleichs-

anspruchs eines Tankstellenhalters kann der An-

teil des Umsatzes und der Provisionseinnahmen,

der auf Gesch�fte mit Stammkunden entf�llt, f�r

Barzahler auf der Basis der Gesch�fte mit Karten-

zahlern (EC-Karten, Kreditkarten, Tankkarten)

hochgerechnet werden. Dabei sind solche Kar-

ten auszunehmen, bei denen an der betreffen-

den Tankstelle konkrete Anhaltspunkte daf�r be-

stehen, dass sie von Kunden eingesetzt werden,

die ihrer Art nach nicht mit derselben H�ufigkeit

und in demselben Umfang Bargesch�fte t�tigen.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2041-3

unterwww.betriebs-berater.de

Zum aktuellen Tankstellenrecht demn�chst

Steinhauer.

Gesetzgebung
EU-Kommission: Vorschl�ge f�r besseren

Schutz vor Marken- und Produktpiraterie

Die EU-Kommission hat Vorschl�ge f�r einen bes-

seren Schutz vor Marken- und Produktpiraterie

vorgelegt. Eine neue EU-Beobachtungsstelle f�r

Marken- und Produktpiraterie soll nationale Ver-

treter, Experten des Privatsektors und Verbrau-

cher zusammenbringen. DieMitgliedstaaten sind

aufgefordert, nationale Koordinatoren f�r die eu-

ropaweite Verwaltungszusammenarbeit zu be-

nennen. Geschaffenwerden soll auch ein elektro-

nisches Netz f�r den Informationsaustausch.
(Quelle: PM EU-Kommission vom 14.9.2009)

St�ndige Mitarbeiter imWirtschaftsrecht: Prof. Dr. Dr. J�rgen Ensthaler, Berlin; Prof. Dr. Markus Gehrlein, Richter am BGH, Karlsruhe; RA Dr. Nils Krause, Hamburg; RA Dr. K. Jan Schiffer,
Bonn; RA Prof. Dr. Friedrich Graf vonWestphalen, K�ln
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